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Einleitung

Die Co-Existenz mehrerer Glaubensvorstellungen und Weltanschauungen so-
wie das Verhältnis von Religion und Staat bergen seit jeher ein enormes Kon-
fliktpotenzial und sind Stoff zahlreicher Auseinandersetzungen. Historisch lässt
sich hier bis in die Antike und selbst in die antike Mythologie zurückgehen –
etwa auf Sophokles’ Drama „Antigone“, in dem nach Hegel das „Gesetz der un-
teren Götter“ mit „dem Recht des Staats in Kollision“ kommt.1 Und auch heute
prägen Konflikte zwischen Glaubensgemeinschaften oder zwischen ihnen und
nicht-gläubigen oder säkularen Teilen von Gesellschaften das tagesaktuelle politi-
sche und gesellschaftliche Bild. Religiös-fundamentalistisch motivierte Kämpfe
und Kriege, ISIS, Boko Haram, christlicher oder islamistischer Fundamentalis-
mus, Konflikte im Nahen Osten oder Nordirland sind dabei die großen Schlag-
worte, die verdeutlichen, welche Zerstörungskraft religiös-fundamentalistische
Konflikte auch heute noch haben.

Max Webers in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufgestellte Säkulari-
sierungsthese scheint damit zumindest in Teilen widerlegt: Die Religionen wer-
den nicht zugunsten von Bürokratie und Ökonomie in den Bereich des Privaten
verdrängt. Vielmehr kämpfen sie um ihre Sichtbarkeit in der Weltöffentlichkeit
auf zum Teil erschreckendem Wege und getrieben von fundamentalistischen
Kräften.

Jedoch auch fernab des Extremen sind Religionen und deren Sichtbarkeit und
Platz in der (öffentlichen) Gesellschaft immer wieder Gegenstand von Diskussio-
nen und beschäftigen gerade auch die Rechtswissenschaft. Pluralistische Gesell-
schaften stellen in Europa Rechtsordnungen und Verfassungstexte vor immer
neue Herausforderungen. In Deutschland wurde das Grundgesetz und die in ihm
verfasste Religionsfreiheit gem. Art. 4 GG zu einer Zeit geschaffen, als hierzu-
lande eine in religiösen Themen sehr homogene Gesellschaft lebte: Fast alle
Bürgerinnen und Bürger gehörten entweder der katholischen oder der evangeli-
schen Kirche an. Mittlerweile sieht dies anders aus: Die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung veröffentlichte im November 2011 eine Übersicht zu den Zahlen
von Angehörigen ausgewählter Religionen.2 Aus dieser lässt sich entnehmen,

1 Hegel, S. 133.
2 Die Daten zur Übersicht stammen dabei aus dem Britannica Book of the Year

2009, Encyclopædia Britannica; aus dem Statistischen Jahrbuch 2010 des Statistischen
Bundesamts; vom Auswärtigen Amt (www.auswaertiges-amt.de); von der Europäischen
Kommission: Eurobarometer 69: 1. Values of Europeans, November 2008, Special Eu-



dass beispielsweise in Deutschland im Jahr 2001 zwar immer noch 36,3 % der
Bevölkerung der evangelischen und 34,2 % der katholischen Kirche angehörten.
Die Erhebung zeigt aber auch, dass insgesamt 29,4 % der Bevölkerung – also
mehr als ein Viertel – einer anderen Religion angehörten oder aber auch sich
keiner Glaubensrichtung zugehörig fühlten.3 Von einer homogenen Gesellschaft
kann folglich in diesem Sinne wohl schon lange nicht mehr gesprochen werden.
Und auch wenn man den Blick über die Landesgrenzen erhebt, ist im europäi-
schen Raum aus Homogenität längst Heterogenität geworden – wenn auch in un-
terschiedlich starker Ausprägung. So gehören in Frankreich zwar noch immer
rund 80 % der Bevölkerung einer der christlichen Kirchen an, nach Statistiken
aus den Jahren 2010 und 2011 waren aber auch 8 % der Bevölkerung Muslime,
womit die muslimische Gemeinschaft in Frankreich europaweit die zahlenmäßig
stärkste ist.4 In einer 2016 erschienenen Studie des privaten Forschungsinstituts
Montaigne wurde der Anteil der Muslime an der französischen Bevölkerung da-
gegen mit 5,6 % angegeben, bei den unter 25-Jährigen mit 10 %.5 Das wären
zwar deutlich weniger als in den vorgenannten Statistiken, dennoch bleibt der
Islam die zweitgrößte Religion in Frankreich nach dem Christentum.

Diese Pluralität stellt auch die europäischen Rechtsordnungen, Gesetzgeber
und Gerichte vor immer neue Herausforderungen – auf nationaler, aber auch
internationaler Ebene.

Themen mit Religionsbezug sind dauerhaft Gegenstand politischer und recht-
licher Diskussionen und Gegenstand von Gesetzgebungsverfahren. Es finden
grundlegende rechtliche Auseinandersetzungen um Repräsentation und religiöse
Symbole wie der seit nunmehr fast 20 Jahren in unterschiedlichen europäischen
Staaten und auf unterschiedlichen Ebenen geführte sogenannte „Kopftuchstreit“
im öffentlichen wie privatwirtschaftlichen Bereich statt. Daneben sind auch um
das Schächten von Tieren und die Beschneidung von Jungen aus religiösen Moti-
ven Diskussionen entbrannt, genauso wie um den Bau von Moscheen und Mina-
retten. Die Diskussionen sind dabei häufig stark emotional aufgeladen und die-
nen nicht selten der Förderung bestimmter politischer Stimmungen. Die Frage
der Zugehörigkeit zu einer Gesellschaft – und wer über diese Zugehörigkeit ent-
scheidet – und Fragen der Ausgrenzung spielen dabei eine wesentliche Rolle.
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robarometer: Social Values, Science and Technology, June 2005, Special Eurobarome-
ter: European Social Reality, February 2007 sowie Eurostat: Online Datenbank: Ge-
samtbevölkerung. Die gesamte Graphik kann auf der Website der Bundeszentrale für
politische Bildung unter http:/ /www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/europa/
70539/themengrafik-religionszugehoerigkeit eingesehen werden.

3 Dabei entfallen 4,5 % auf Menschen muslimischen Glaubens, 0,1 % gehören dem
Judentum an.

4 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Fn. 2).
5 Institut Montaigne, Un islam français est possible, Rapport Septembre 2016, S. 19.



Eines der in den letzten Jahren immer mehr diskutierten „Phänomene“ ist da-
bei der von einigen muslimischen Frauen getragene Ganzkörper- bzw. Gesichts-
schleier6 in Form einer Burka oder eines Niqabs7, auch wenn die tatsächliche
Zahl der Trägerinnen wohl marginal sein dürfte.8 Die um ihn geführten Debatten
sind vielschichtig. Gesellschaftspolitisch geht es dabei um Fragen von Zugehö-
rigkeit, Ausgrenzung und Integration, rechtlich um die Religionsfreiheit und ihre
Grenzen und aus feministischer Sicht um die Möglichkeit der Frau zu einem
selbstbestimmten Leben.

Eine Zäsur in diesem Kontext stellt ein französische Gesetz vom 11. Oktober
2011 dar, welches jedermann unter Androhung von Strafe verbietet, in der Öf-
fentlichkeit das Gesicht zu verhüllen.9 Ausnahmen von dem Verbot gibt es zahl-
reiche, letztlich betroffen sind Burka- und Niqabträgerinnen. Im Juli 2014 hatte
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) über das Verbotsge-
setz zu entscheiden. Der EGMR entschied, dass das Verbot mit der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK)10 vereinbar sei und insbesondere nicht die
durch Art. 9 Abs. 1 EMRK geschützte Glaubens-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit verletze.11 Der zwar bestehende Eingriff in die Religionsfreiheit der betrof-
fenen Frauen sei durch den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer gemäß
Art. 9 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt, welcher hierbei in der Wahrung der Mindest-
anforderungen an ein gesellschaftliches Miteinander bestehe. Insbesondere dieser
Rechtfertigungsgrund birgt jedoch, wie gezeigt werden wird, einige (dogmati-
sche) Schwierigkeiten. Auch Art. 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privatlebens)
und Art. 14 EMRK (Diskriminierungsverbot) sah der EGMR nicht verletzt.

Frankeich ist allerdings längst kein Einzelfall mehr. Auch andere Konventions-
staaten haben entweder vergleichbare Gesetze verabschiedet, befinden sich auf
dem Weg dorthin oder führen zumindest Debatten über mögliche Verbote. Damit
ist der Ganzkörperschleier zu einem weiteren Diskussionspunkt geworden, der
aus der wachsenden religiösen Pluralität und vor allem der Präsenz und Sichtbar-
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6 Die beiden Begrifflichkeiten werden in dieser Arbeit deckungsgleich verwendet.
7 Beide Stoffgewänder verhüllen den gesamten Körper und das Gesicht, sind boden-

lang und lassen häufig nur die Hände unbedeckt. Lediglich vor den Augen ist ein Seh-
schlitz ausgespart, bei der Burka befindet sich hier jedoch ein Netz.

8 Schätzungen zufolge tragen in Frankreich beispielsweise nur ca. 2.000 Frauen eine
Burka oder einen Niqab, in Belgien sollen es 200–300 Frauen sein, in Dänemark keine
100. Siehe hierzu genauer für einzelne Staaten Erster Teil, B. III. und C.

9 Loi nº 2010-1192 du 11 octobre 2010 interdisant la dissimulation du visage dans
l’espace public; JORF nº 0237, S. 18344.

10 Amtlicher Titel der Konvention in deutscher Sprache: Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten. In dieser Arbeit wird aber der besser bekannte,
nicht amtliche Kurztitel Europäische Menschenrechtskonvention bzw. die Abkürzung
EMRK verwendet.

11 EGMR, Urteil vom 14. Juli 2014, S.A.S. gegen Frankreich, Nr. 43835/11, ECHR-
2014-III, Ziffer 16ff.




